
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ:____________ nein

ZPO §§ 198, 212 a

Die Zustellung eines Urteils an einen Rechtsanwalt ist auch 
dann erst zu dem Zeitpunkt bewirkt, in welchem der Rechts­
anwalt persönlich Kenntnis von seinem Gewahrsam an dem ihm 
übersandten Urteil erhalten hat und den Willen äußert, das 
Urteil als ihm zugestellt anzunehmen, wenn das von ihm 
Unterzeichnete Empfangsbekenntnis bereits am Tage des 
Eingangs des Urteils bei der Kanzlei von einer Angestellten 
mit dem damaligen Datum gestempelt worden ist, der Rechts­
anwalt aber erst an einem späteren Tage Kenntnis erhält 
und das Empfangsbekenntnis unterzeichnet, wobei er - einer 
langjährigen Übung entsprechend - das Datum bewußt nicht 
berichtigt, weil er irrtümlich glaubt, der Tag des Eingangs 
des Urteils bei seiner Kanzlei sei der Tag der Zustellung,
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 26. April 1979 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Vogt sowie die Richter Dr. Girisch, 
Dr. Recken, Bliesener und Obenhaus

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 13. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Stuttgart vom 26. September 1978 
aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückver- 
wiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens fallen 
der Klägerin zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin hat 34.048,70 DM Werklohn nebst Zinsen 
eingeklagt. Das Landgericht hat die Klage mangels Fällig­
keit abgewiesen.

Das Urteil ist den ProzeBbevollmächtigten der Klägerin 
gegen Empfangsbekenntnis (§ 212 a ZPO) zugestellt worden. 
Dieses trägt das gestempelte Datum des 16. Dezember 1977. 
Die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin haben mit Schrift-
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satz vom 13. Januar 1978 Berufung eingelegt. Die Beru­
fungsschrift trägt die Eingangssteapel sowohl des Land­
gerichts als auch des Oberlandesgerichts vom 17. Januar 
1978. Nach Hinweis auf den Fristablauf hat die Klägerin 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt und gel­
tend gemacht, Rechtsanwalt (Sozius des Prozeßbevoll­
mächtigten der Klägerin Rechtsanwalt Schjg/}) habe die 
Berufungsschrift am Morgen oder Mittag des 16. Januar 1978 
in das Postfach des Oberlandesgerichts eingeworfen, wie sich 
aus seiner eidesstattlichen Versicherung ergebe.

Das Oberlandesgericht hat die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand abgelehnt und die Berufung als unzulässig 
verworfen. Mit ihrer Revision macht die Klägerin in erster 
Linie geltend, das Urteil des Landgerichts sei von ihrem 
Prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt S c h ^ p  nicht bereits 
am 16. Dezember, sondern erst am Montag, den 19. Dezember 
1977 als zugestellt angenommen worden. Die Beklagte ist in 
der Revisionsinstanz nicht anwaltlich vertreten. Die Klä­
gerin beantragt, im Wege des Versäumnisurteils das ange- 
fochtene Urteil aufzuheben.

Der Senat hat in der Revisionsverhandlung vom 26. April 
1979 die Rechtsanwälte M ^ B  und S c h ^ B  sowie deren frühere 
Bürovorsteherin BrflHB als Zeugen vernommen. Es haben ausge 
sagt:

Rechtsanwalt MJB: Er habe die Ausfertigung des landgericht­
lichen Urteils nebst Empfangsbekenntnis-Formular am 
16. Dezember 1977 nach einem Straftermin vor dem Amts­
gericht, also erst am späteren Vormittag, zusammen mit 
anderer Gerichtspost dem Kanzleifach bei Gericht entnommen,
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ohne sich mit dem Inhalt zu befassen. Er habe die gesamte 
Post der Bürovorsteherin Br^l^fc übergeben, die sie mit 
dem Tagesstempel versehen habe. Mehr wisse er darüber 
nicht. Am 16. Januar 1978 habe er wiederum einen Termin vor 
Gericht wahrgenommen, nämlich eine Berufungsverhandlung vor 
dem Landgericht. Die ihm vom Büro für das Gericht mitgege­
benen Schriftsätze habe er vor oder nach diesem Straftermin 
abgegeben oder eingeworfen (vor 9.15 Uhr oder nach 13.10 Uhr). 
Ob sich darunter die Berufungsschrift in dieser Sache (GA 135) 
befunden habe, könne er heute nicht mehr sagen.

Fi m  Hi (BBB Das Empfangsbekenntnis (GA 129 a) sei von ihr 
mit dem Eingangssteapel des 16. Dezember 1977 versehen wor­
den. Sie habe diesen Tag auch als Zustellungsdatum im Fristen­
buch vermerkt. Dies sei in der Kanzlei bis dahin immer so 
üblich gewesen, auch wenn der die Sache bearbeitende Rechts­
anwalt das Empfangsbekenntnis erst später unterzeichnet habe. 
Sie habe wie üblich das mit der Gerichtspost eingegangene 
Urteil samt Empfangsbekenntnis-Formular in das Fach des 
Rechtsanwalts Sch^HB gelegt. Dieser sei an jenem Freitag 
in Sachen S ü ^ ^ U H H I H B v e r r e i s t  gewesen, wie auch die 
vorgelegte Terminskladde ausweise. Wann Rechtsanwalt Schf^} 
das Empfangsbekenntnis unterzeichnet habe, wisse sie nicht.
Sie sei aber überzeugt, daß er erst am folgenden Montag, 
den 19. Dezember 1977, wieder in das Büro gekommen sei.
Sie glaube nicht, daB er noch am Freitagabend oder am 
Samstag gekommen sei; das sei nach derartigen Reisen nicht 
üblich gewesen. In der Folgezeit sei sie immer davon ausge­
gangen, daß das Urteil des Landgerichts am 16. Dezember 1977 
zugestellt worden sei. Erst nachdem die "Panne" offenbar 
geworden sei, hätten die Rechtsanwälte angeordnet, den
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EingangsStempel nicht mehr auf das Empfangsbekenntnis- 
Formular, sondern auf das zuzustellende Urteil zu setzen. 
Nunmehr versehe der unterzeichnende Rechtsanwalt selbst 
das Empfangsbekenntnis mit dem Datum des Tages, an dem 
er es unterzeichne.

Rechtsanwalt S c h ^ ^ :  Er sei am Freitag, den 16. Dezember 
1977, zwar frühmorgens noch in der Kanzlei gewesen, jedoch 
zwischen 9 und 10 Uhr, jedenfalls vor Eingang der Gerichts­
post, in die Nähe von Bad gefahren, um dort als
Geschäftsführer des Verbandes der an
einer ganztätigen Tagung teilzunehmen. Erst am Montag, 
den 19. Dezember 1977, sei er wieder in das Büro gekommen 
und müsse an diesem Tag das im Büro bereits mit dem Datum 
des 16. Dezember 1977 versehene Empfangsbekenntnis unter­
zeichnet haben. Eine Änderung dieses Datums habe er nicht 
versehentlich unterlassen. Vielmehr sei es in der Kanzlei 
steter Brauch gewesen, ein Empfangsbekenntnis unter dem 
Datum des Eingangs im Büro zu unterzeichnen. Bis zur spä­
teren Belehrung sei er davon ausgegangen, daß der Tag des 
Eingangs in der Kanzlei auch der Tag der Zustellung sei. 
Nunmehr werde das Verfahren anders gehandhabt; er trage 
heute das Datum seiner Unterschrift selbst ein, und dieses 
werde dann auch im Fristenbuch vermerkt.



Entscheidungsgründe:

Die Revision hat aufgrund des neuen Vorbringens 
Erfolg.

1. Das Revisionsgericht hat von Amts wegen zu prüfen» 
ob ein Rechtsmittel zulässig ist. Es hat den Sachverhalt 
selbständig zu werten und auch selbst Beweis zu erheben» 
soweit dies geboten erscheint. Es hat auch neue Tatsachen 
zu berücksichtigen (vgl. BGH,Urteil vom 25. Oktober 1977
- VI ZR 198/76 * VersR 1978, 155 mit weiteren Nachweisen),

2. Entgegen der Angabe auf dem Empfangsbekenntnis und 
in der Berufungsschrift ist das Urteil des Landgerichts den 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin nicht bereits am
16. Dezember, sondern erst am 19. Dezember 1977 zugestellt 
worden. Die Klägerin hat nachgewiesen, daß das gestempelte 
Datum auf dem Empfangsbekenntnis falsch ist. Der Nachweis 
der Unrichtigkeit des Datums ist zulässig (vgl. BGH, Beschluß 
vom 7. Dezember 1978 - VII ZB 24/78 = VersR 1979» 258 
mit weiteren Nachweisen). Die Zustellung ist am Tage der 
wirklichen Zustellung auch dann wirksam vorgenommen, wenn 
in der Zustellungsurkunde oder in dem Empfangsbekenntnis 
ein falsches Datum eingesetzt ist (BGHZ 35» 236, 238).

a) Die wirksame Zustellung an einen Rechtsanwalt setzt 
voraus, daß dieser persönlich Kenntnis von seinem Gewahrsam 
an dem ihm zustellungshalber übersandten Schriftstück erhal­
ten hat und durch Unterzeichnung des Empfangsbekenntnisses 
den Villen äußert, das Schriftstück als zugestellt anzunehmen 
(BGH, Beschluß vom 11. Juni 1953 - IV ZB 37/53 « LM ZPO § 233 
Nr. 37; BGHZ 30, 335, 336; Beschluß vom 16. Mai 1975
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- I ZB 6/75 = VersR 1975, 906, vom 13. Oktober 1977
- VII ZR 9/77 = VersR 1977, 1130).

b) Für den Zeitpunkt der Zustellung ist daher ent­
scheidend, wann der Rechtsanwalt, dem zugestellt wird, das 
Schriftstück mit dem Willen entgegengenommen hat, es als 
zugestellt anzusehen (BGH NJW 1974, 1469, 1470; VersR 1979, 
256). Welches Datum das von ihm Unterzeichnete Empfangs- 
bekenntnis trägt, ist für den Zeitpunkt der Zustellung 
letztlich nicht entscheidend. Das Empfangsbekenntnis dient 
nur dem Nachweis der Entgegennahme des Schriftstücks. Der 
Gegenbeweis der Unrichtigkeit des Datums ist zulässig 
(BGH NJW 1974, 1469, 1470).

c) Unerheblich ist, wann das zuzustellende Urteil in 
das bei Gericht eingerichtete Postfach des Rechtsanwalts 
oder von dort in seine Kanzlei gelangt ist. Der Zustellungs­
empfänger muß persönlich Kenntnis von dem zuzustellenden 
Schriftstück erlangen und den Willen äußern, es als zuge­
stellt anzunehmen. Dies gilt auch dann, wenn wie hier einer 
der Prozeßbevollmächtigten - wie ein Kanzleibote - die 
Gerichtspost selbst dem Fach entnimmt und in die Kanzlei 
bringt, ohne sich mit dem Inhalt zu befassen und den Wil­
len zu bekunden, ein mitgebrachtes Schriftstück als zuge­
stellt zu behalten.

Aufgrund der Beweisaufnahme steht zur Überzeugung des 
Senats fest, daß das zuzustellende Urteil des Landgerichts 
am späteren Vormittag des Freitags, des 16. Dezember 1977, 
von Rechtsanwalt dem Postfach bei Gericht zusammen mit
anderen Schriftsätzen entnommen und in der Kanzlei der 
Bürovorsteherin B r ^ H l  übergeben wurde. Diese versah das
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Empfangsbekenntnis-Formular mit dem Tagesstempel vom 
16. Dezember 1977 und legte den Vorgang in das Bürofach 
des Rechtsanwalts S ch^B, welcher den Prozeß bearbeitete. 
Dieser fand das Urteil erst am Montag» den 19. Dezember 
1977 dort vor und Unterzeichnete das Empfangsbekenntnis» 
ohne das auf gedruckte Datum zu ändern. Er wie auch die 
Büro vor st eher in Br H B  gingen davon aus» das Urteil sei 
mit dem Eingang in der Kanzlei am 16. Dezember 1977 zuge­
stellt worden.

d) Weder diese irrige Rechtsauffassung noch die damalige 
Übung in der Kanzlei der Prozeßbevollmächtigten der Klägerin, 
zustellungshalber eingehende Schriftstücke als am Tage des 
Zugangs in der Kanzlei zugestellt zu behandeln» können es 
rechtfertigen, das Urteil des Landgerichts als am 16. Dezem­
ber 1977 zugestellt anzusehen. Nimmt der Zustellungsemp­
fänger das zur Zustellung bestimmte Schriftstück mit Annahme­
willen entgegen, so kommt es für die Wirksamkeit und den Zeit­
punkt der Zustellung weder auf seine Rechtsauffassung noch auf 
einen abweichenden Willen an. Die irrige Datierung der Zustel­
lung im Fristenbuch der Kanzlei tritt nach außen nicht her­
vor und vermag einen Rechtsschein nicht zu erzeugen. Der die 
Zustellung annehmende Prozeßbevollmächtigte ist auch nicht 
befugt, die mit der Zustellung beginnende Rechtsmittelfrist 
durch Vor- oder Rückdatierung willkürlich zu verlängern 
oder zu verkürzen; allenfalls kann er die Zustellung zeit­
weilig ablehnen (BGH NJW 1974, 1469; VersR 1977, 1130).
Das der Berichtigung zugängliche Datum auf dem Empfangs­
bekenntnis erzeugt lediglich den Anschein, das Schrift­
stück sei bereits am 16. Dezember 1977 zugestellt worden. 
Hiergegen ist jedoch der Nachweis der Unrichtigkeit erbracht 
worden.
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e) Da das Urteil des Landgerichts somit erst an 
19. Dezember 1977 zugestellt worden ist, die am 
17. Januar 1978 beim Oberlandesgericht eingegangene 
Berufung also rechtzeitig ist und nach Fristverlängerung 
auch rechtzeitig begründet worden ist, ist die Berufung 
zulässig.

3. Das angefochtene Urteil ist daher aufzuheben und 
die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens fallen der Klägerin 
zur Last, weil sie die spätere Zustellung bereits in der 
Berufungsinstanz hätte geltend machen können (§ 97 Abs. 2 
ZPO). Mit ihrem übrigen RevisionsVorbringen wäre sie erfolg­
los geblieben.

Vogt Girisch Recken
Bliesener Obenhaus
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